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Einleitung:
„Systemwettbewerb“ als Steuerungsinstrument

für das Gesundheitswesen?

Gesundheitsleistungen qualitativ hochwertig und für jeden Bürger auf Dauer
bezahlbar zu gewährleisten, sollte oberstes Ziel jeder Gesundheitspolitik sein.
Dies stellt den Gesetzgeber vor eine große Herausforderung, da Gesundheits-
leistungen mit der Weiterentwicklung kostenintensiver medizinischer Therapie-
verfahren teurer werden und die Bevölkerung altert. Dies zwingt, nach neuen
Wegen zu suchen:

Als die gesetzliche Krankenversicherung 1883 gegründet wurde, versuchte
man durch ein solidarisch finanziertes und staatlich organisiertes System den
Personen einen Krankheitsschutz zu ermöglichen, die einen solchen auf dem
Versicherungsmarkt nicht erhalten hätten. Das Sozialrecht ist im 19. Jahrhundert
also „angetreten, dem Wettbewerb seine schädlichen Nebenwirkungen zu neh-
men“1.

Seit den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts gibt es jedoch eine Kehrtwende in
der Gesundheitspolitik: Ziel ist nicht mehr die Eliminierung des schädlichen
Wettbewerbs, sondern die Förderung und Stärkung eines effizienz- und qualitäts-
steigernden Wettbewerbs. Wettbewerb wurde zum neuen Schlagwort in der ge-
sundheitspolitischen und sozialrechtlichen Debatte. Aus jüngster Zeit sei etwa
der 69. Deutsche Juristentag 2012 in München genannt, der sich in der Abteilung
Sozialrecht mit dem Thema „Wettbewerb im Gesundheitswesen“ befasste. Auch
das Sondergutachten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der Entwick-
lung im Gesundheitswesen 2012 trug den Titel „Wettbewerb an der Schnittstelle
zwischen ambulanter und stationärer Gesundheitsversorgung“.

Die Grundvoraussetzung für eine Konkurrenz unter den Krankenkassen der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) schuf 1996 die Einführung des Kas-
senwahlrechts. Seither sind zahlreiche Gesetze mit der Stärkung des Wettbewerbs
in der GKV begründet worden. Unter diesem Vorzeichen wurden etwa Zusatz-
beiträge (§ 242 SGB V), Wahltarife (§ 53 SGB V) und Satzungsleistungen (§ 11
Abs. 6 SGB V) eingeführt sowie die Möglichkeiten der Kassen zum Abschluss
selektiver Verträge mit den Leistungserbringern erweitert.

1 Kingreen, MedR 2004, S. 188 (188).



Neben dem Krankenkassenwettbewerb wird aber noch eine weitere Wettbe-
werbsdimension vermehrt diskutiert, die mit „Systemwettbewerb“ betitelt wird.
Dabei geht es uneinheitlich einerseits um Anbieterwettbewerb zwischen gesetz-
lichen Krankenkassen und privaten Versicherungsunternehmen, andererseits um
einen allgemeinen Systemvergleich mit der Frage, welches System die Aufgabe
der Krankenversicherung effektiver und insgesamt besser erfüllt. Die Möglich-
keit eines solchen Systemvergleichs schafft das weltweit einzigartige Neben-
einander eines gesetzlichen und eines substitutiven privaten Vollversicherungs-
systems in Deutschland. Bei näherem Hinsehen wirft die Interpretation als
„Systemwettbewerb“ dennoch Zweifel auf. Wie können zwei Systeme, zwischen
denen nur wenige Bürger die Wahl haben und die unterschiedliche Aufgaben
wahrnehmen miteinander im Wettbewerb stehen? Welche Vorteile bietet das
duale Krankenversicherungssystem tatsächlich und was spricht für eine Überwin-
dung der Segmentierung und die Schaffung eines einheitlichen Krankenversiche-
rungssystems für alle Bürger?

In ihrem Gutachten zum 69. Deutschen Juristentag in München 2012 („Wett-
bewerb im Gesundheitswesen“) schlossen der Gesundheitsrechtler Ulrich Becker
und die Wirtschaftsrechtlerin Heike Schweitzer ihre Ausführungen mit den Wor-
ten: „Im Verhältnis zwischen GKV und PKV findet derzeit kein wirksamer Sys-
temwettbewerb statt. Jede denkbare Bereinigung der gegenwärtigen Lage wirft
jedoch zwangsläufig tiefgreifende verfassungsrechtliche, sozial- und wirtschafts-
politische Fragen auf. Diese reichen über den Gutachtenauftrag hinaus.“2

Hieran möchte die vorliegende Arbeit anknüpfen und einen Beitrag zur Dis-
kussion leisten. Zunächst soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit heute
innerhalb der Systeme und zwischen den Systemen von GKV und PKV Wettbe-
werb besteht und ob es sich um echte Märkte im wettbewerbsrechtlichen Sinne
handelt. Die Darstellung konzentriert sich sodann auf die verfassungsrechtlichen
Vorgaben und europarechtlichen Determinanten, die bei der Umgestaltung des
dualen Krankenversicherungssystems zu beachten sind.

18 Einleitung
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Kapitel 1

Die zwei Säulen des Gesundheitswesens
der Bundesrepublik Deutschland

A. Entstehung und historische Entwicklung
eines zweigliedrigen Krankenversicherungssystems

Die Auseinandersetzung mit der dualen Krankenversicherungsordnung, ihren
verfassungsrechtlichen Grundlagen und möglichen Reformen verlangt zunächst
einen kurzen Blick auf ihre Entstehung und Entwicklung. Anders als in der über-
wiegenden Literatur, die zumeist entweder die Geschichte der GKV oder die der
PKV betrachtet1, soll hier insbesondere das Zusammenspiel untersucht werden,
welche Auswirkungen die Systeme auf einander hatten und wie sie – aus gemein-
samen Wurzeln im mittelalterlichen Zunftwesen kommend – sich zu zwei ver-
schiedenen Versicherungssystemen entwickelten, „die unter ganz unterschied-
lichen Gesichtspunkten Krankheitskosten absichern“2. Es wird sich zeigen, dass
die Entwicklung von GKV und PKV eng verknüpft ist und sich beide Systeme
stets wechselseitig beeinflusst haben.3 So scheint eine isolierte Betrachtung der
jeweiligen Entwicklungsgeschichten kaum möglich, da zunächst die Sozialversi-
cherung auf die privaten Zusammenschlüsse zurückgriff und die Entwicklung der
PKV sodann eine Geschichte der Anpassung4 an das gesetzliche System wurde.

Die historische Betrachtung dient aber nicht nur der allgemeinen Hintergrund-
kenntnis über Beweggründe des Gesetzgebers und historische Erfahrungen mit
den Systemen, die bedeutend ist, wenn man über Veränderungen des Krankenver-
sicherungswesens nachdenkt. Sie ist auch für rechtliche Fragestellungen von Be-
deutung, etwa zur Bestimmung des „klassischen Bildes“ der Sozial- bzw. Privat-
versicherung, das nach der Rechtsprechung des BVerfG5 die Grenzen der Gesetz-
gebungskompetenzen gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 und Nr. 11 GG absteckt.

1 Auf dieses Desiderat weist Koch hin in ZVersWiss 1980, 199 (199).
2 BVerfG Beschl. v. 4.2.2004 – 1 BvR 1103/03, Rn. 20, VersR 2004, 898 (899).
3 Koch/Uleer, Herausforderungen, S. 20.
4 Koch beschreibt das Zusammenwirken von Sozial- und Individualversicherung zu-

treffend als durch „Ausdehnungsbestrebungen der Sozialversicherung und [. . .] Anpas-
sungsbemühungen der privaten Versicherungswirtschaft“ gekennzeichnet, in: ZVers-
Wiss 1980, 199 (207).

5 Siehe etwa BVerfG Urt. v. 10.5.1960 – 1 BvR 190/58 u. a., Rn. 20, BVerfGE 11,
105 (112).




